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R G W

25 Jahre Rat für 
Gegenseitige Wirtschaftshilfe

Klaus Bolz, Hamburg K

M it der Gründung des RGW vor nunmehr 25 
Jahren ist ein besonderer sozialistischer 

Weltmarkt entstanden, der sich vom übrigen Welt­
markt löste. Seit Anfang der 60er Jahre und ins­
besondere in jüngster Zeit schalten sich jedoch 
sämtliche osteuropäischen RGW-Länder wieder 
verstärkt in die weltwirtschaftliche Arbeitsteilung 
ein, wobei sie gleichzeitig auf die institutioneile 
Teilung in quasi zwei Weltmärkte hinweisen. Die 
Wirtschaftsbeziehungen auch mit den sogenann­
ten kapitalistischen Ländern sind jedoch gegen­
wärtig ein offizieller Faktor zur Förderung der ei­
genen Wachstumsanstrengungen. Heute wird in 
Osteuropa im Gegensatz zu den Jahren der Grün­
dung der Gemeinschaft der sozialistischen Staa­
ten vor 25 Jahren betont, daß mit der Vertiefung 
der sozialistischen ökonomischen Integration kei­
nesfalls Autarkieziele verfolgt werden. Vielmehr 
schaffe die verstärkte Integration der RGW-Länder 
die Voraussetzung für einen Ausbau der Wirt­
schaftsbeziehungen zu den kapitalistischen Indu­
strieländern ’).

Erfolgreiche Entwicklung

Der bis heute in den einzelnen Ländern des RGW 
erreichte Entwicklungsstand macht es erforderlich, 
daß sowohl hinsichtlich der sozialistischen Inte­
gration als auch im Hinblick auf die Arbeitsteilung 
mit den kapitalistischen Ländern neue Wege be-

') Vgl. Gerhard W e i s s : Die DDR -  fester Bestandteil des 
RGW, in: Einheit. 29. Jg. (1974), H. 1. S. 33.
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schritten werden, wenn man die in quantitativer 
und struktureller Hinsicht ehrgeizigen Ziele ver­
wirklichen will.

Nicht ohne Stolz wird zur Zeit festgestellt, daß bei 
einer Einteilung der sozialistischen Länder in In­
dustrie-Agrar-, Agrar-Industrie- und Agrarstaaten 
das Übergewicht der beiden letztgenannten Grup­
pen seit der Herausbildung des sozialistischen 
Weltsystems überwunden werden konnte. Denn in 
sämtlichen osteuropäischen RGW-Ländern resul­
tiert gegenwärtig ein wesentlicher Teil des Natio­
naleinkommens aus der industriellen Betätigung. 
So imposant die diversen globalen Entwicklungs­
raten, wie sie von osteuropäischer Seite u. a. im 
Komplexprogramm angeführt werden (z. B. Steige­
rung der Industrieproduktion in den RGW-Ländern 
zwischen 1950 und 1970 auf fast das 7fache, in den 
entwickelten kapitalistischen Staaten nur auf das 
knapp Sfache), auch ausfallen, so sind sie doch 
für einen Vergleich mit der Entwicklung z. B. in 
Westeuropa wenig geeignet. Vielmehr bringen die­
se Raten sehr deutlich den niedrigen Entwick­
lungsstand der einzelnen Länder zum Zeitpunkt 
der RGW-Gründung zum Ausdruck.

Die Gründungssituation .

Zwar wird in einem historischen Rückblick des Se­
kretärs des Rates für Gegenseitige Wirtschaftshilfe 
Faddejew zum 25. Geburtstag der internationalen 
Wirtschaftsorganisation der sozialistischen Länder 
die Schaffung des RGW vor allem a ls  ein ge­
setzmäßiges Ergebnis der Entwicklung des vom 
Sozialismus hervorgebrachten neuen Typs zwi­
schenstaatlicher Wirtschaftsbeziehungen . . 
gefeiert. Doch gleichzeitig wird auch darauf hinge­
wiesen, daß die Gründung des RGW aufgrund der
>) Nli<olai F a d d e j e w :  25 Jahre RGW — Internationale Wirt­
schaftsbeziehungen sozialistischer Länder 1949—1974. in : Einheit, 
29. Jg. (1974). H. 1. S. 10.
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in den Nachl<riegsjahren gegebenen wirtschaftli­
chen und politischen Bedingungen notwendig war.

Denn die Gründung des RGW im Jahre 1949 gab 
der Sowjetunion und den jungen volksdemokrati­
schen Ländern die Chance, sich im Rahmen dieser 
Gemeinschaft leichter von externen Einflüssen aus 
kapitalistischen Ländern abzuschirmen. So konnten 
vor allem die Mittel aus dem Marshalipian, dem 
mehrere westeuropäische Länder ihren verhältnis­
mäßig schnell voranschreitenden wirtschaftlichen 
Wiederaufbau verdanken, abgewehrt werden. Der 
Sowjetunion gelang es auf diesem Weg, die öko­
nomischen Beziehungen, die die ost- und südost­
europäischen Länder nach dem Kriege zunächst 
noch -  nach damaligen Maßstäben — relativ stark 
mit den traditionellen Handelspartnern in West­
europa anknüpften, weitgehend zu unterbrechen 
und umzuorientieren.

Daß die RGW-Länder in den ersten zehn Jahren 
des Bestehens ihrer Gemeinschaft im Grunde nur 
geringe Anstrengungen im Hinblick auf eine inten­
sive ökonomische Integration unternommen ha­
ben und daß auch mit der Verabschiedung des 
Komplexprogramms im Jahre 1971 wesentliche In­
tegrationsprobleme noch nicht in einem ausrei­
chenden Maße^ in Angriff genommen werden 
konnten, hat zwei Gründe. Zum einen liegt es an 
den in der Satzung von 1959 und im Komplexpro­
gramm von 1971 gemeinsam formulierten Zielen, 
zum anderen an den im Verlauf der 25 Jahre an­
gewandten Methoden.

Ziele und Prinzipien

Aufschlußreich für die Beurteilung des Engage­
ments der einzelnen Länder ist allein schon die 
Tatsache, daß erst 10 Jahre nach dem Gründungs­
beschluß eine Satzung verabschiedet wurde. Der 
Inhalt des Gründungsprotokolls wurde 1949 nicht 
veröffentlicht, über die Konferenz liegt nur ein 
Kommunique vor. Gemäß Art. I, Abs. 1 des Statuts 
hat der RGW die Aufgabe, durch „ . . .  Vereinigung 
und Koordinierung der Bemühungen der Mit­
gliedsländer . . .  zur planmäßigen Entwicklung der 
Volkswirtschaft, zur Beschleunigung des wirt- 
schaflichen und technischen Fortschritts. . . ,  zur 
Hebung des Standes der Industrialisierung in den 
Ländern mit einer weniger entwickelten Industrie, 
zur . . .  Steigerung der Arbeitsproduktivität und 
ständigen Hebung des Wohlstandes . . beizutra­
gen. Die Beziehungen zwischen den Ländern sol­
len sich auf folgende Prinzipien gründen: auf den 
sozialistischen Internationalismus, die Achtung 
der Souveränität, die Unabhängigkeit und die na­
tionalen Interessen, die Nichteinmischung in die 
inneren Angelegenheiten anderer Länder, die 
Gleichberechtigung, den gegenseitigen Vorteil und 
die kameradschaftliche gegenseitige Hilfe )̂.

Auch in dem zweiten — neben der Satzung von 
1959 — wichtigen RGW-Dokument, dem Komplex­
programm, fällt die Zielformulierung „sozialisti­
sche ökonomische Integration“ im Grunde recht 
vage aus. Was unter Integration verstanden wer­
den soll, bleibt weitgehend offen. Nur eines steht 
fest, die Herstellung binnenmarktähnlicher Verhält­
nisse ist nicht das Ziel. Dies geht im übrigen auch 
aus diversen für die nächsten Jahre geplanten 
Maßnahmen hervor, die alle der Verbesserung der 
Handels- und Kooperationsbeziehungen zwischen 
den einzelnen voneinander getrennten — und ge­
trennt geplanten -  Volkswirtschaften dienen sol­
len. Einzelzieie sind u. a. beschleunigtes Wirt­
schaftswachstum, höherer Lebensstandard und in­
tensivierter Intrablockhandel. Unter Berufung auf 
den Marxismus-Leninismus wird die schrittweise 
Annäherung und Angleichung des sozio-ökonomi- 
schen Leistungsniveaus aller RGW-Länder als 
Hauptziel der kommenden 15 bis 20 Jahre dekla­
riert, ohne dabei aber wesentliche Angaben über 
die Art und die regionale Verteilung der damit 
notwendigerweise verbundenen Hilfe zu machen.

Einigung auf groben Nenner

Die Ziele und Prinzipien des RGW lassen deutlich 
erkennen, daß sich die beteiligten Staaten im 
Grunde immer wieder nur auf einen recht groben 
Nenner einigen können und daß jedes Land in je­
dem Einzelfall die Entscheidungsbefugnis darüber 
behalten will, an welchen konkreten Maßnahmen 
und Entwicklungen es sich selbst beteiligen möch­
te. In all dem spiegelt sich deutlich der Wille zur 
Bewahrung der ökonomischen Souveränität des 
einzelnen Landes wider.

Dieses Verhalten überrascht nicht; denn sowohl 
im Zeitpunkt der Gründung des RGW als auch — 
trotz beachtlicher wirtschaftlicher Entwicklung je­
des einzelnen RGW-Partners — heute dürften die 
ökonomischen Interessen der einzelnen Länder 
stark divergieren, so daß eine wirklich vom Inter­
esse aller Mitgliedsländer getragene Integrations­
politik einschließlich der Formulierung konkreter 
Ziele kaum zu erwarten ist. Die nach wie vor be­
stehenden Strukturunterschiede, der unterschied­
liche Entwicklungsstand einschließlich des volks­
wirtschaftlichen Kapitalstocks, die stark voneinan­
der abweichende Außenhandelsverfiechtung sowie 
die von Land zu Land anders gestalteten Wirt­
schaftsreformen bedingen vielmehr zwangsläufig 
unterschiedliche Entwicklungsprioritäten. Die dar­
aus resultierenden wirtschaftlichen Interessenla­
gen der einzelnen Länder führen somit zu Unter-

=) Vgl. Komplexprogramm für die weitere Vertiefung und Vervoll­
kommnung der Zusammenarbeit und Entwicklung der sozialisti- 
sdnen ökonomischen Integration der Mitgliedsländer des RGW, 
APN-Verlag, Moskau 1971, S. 4. Diese Prinzipien sind vor Ihrer 
Aufnahme ins Komplexprogramm in weitgehend identischer Form 
erstmals im Art. I, Abs. 2 des Statuts des RGW fix ie rt worden.
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schieden in der Integrationsbereitschaft. Um im 
Bedarfsfall nationale Wirtschaftspoiitiic betreiben 
zu können, wachen deshalb gerade die schwäche­
ren unter den RGW-Mitgiiedern über die Einhal­
tung der oben genannten Prinzipien.

Organe des RGW

Die Entwicklungsgeschichte des RGW ist nicht zu­
letzt an der Entwicklung seines organisatorischen 
Apparates abzulesen '*). Denn Integration zwischen 
Planwirtschaften bedingt im Vergleich zu einer 
Gemeinschaft einzelner Marktwirtschaften verhält­
nismäßig mehr organisatorische Aktivitäten, weil 
ein Markt im eigentlichen Sinne zwischen den zen­
tralgeplanten Volkswirtschaften weitgehend fehlt.

Einen nicht uninteressanten Einblick in die Inte­
grationsfortschritte der Gemeinschaft der RGW- 
Mitgliedsländer bietet bereits ein grober Vergleich 
der institutioneilen Situation etwa zum Zeitpunkt 
der Gründung des RGW und heute. Sämtliche 
RGW-Organe wurden und werden noch heute un­
ter strenger Beachtung der oben genannten Prin­
zipien gestaltet. Eine Reorganisation dieses Appa­
rates hat es im Verlauf von 25 Jahren nicht gege­
ben. Man hat nur zusätzliche Institutionen geschaf­
fen, die im wesentlichen einen Ergänzungs- oder 
Hilfscharakter zu bereits bestehenden haben.

Oberstes Organ ist seit 25 Jahren die einmal jähr­
lich zusammentretende Ratstagung, sie legt den 
Rahmen der Tätigkeit des RGW und seiner Orga­
ne fest, sie überprüft die Arbeit und Berichte des 
Exekutivkomitees und setzt im Bedarfsfall neue 
Organe ein, um die Erfüllung der dem RGW ge­
stellten Aufgaben sicherzusteilen. Operatives Lei- 
tungs- und Vollzugsorgan des RGW ist -  eben­
falls seit der Gründung — das Exekutivkomitee. Es 
leitet sämtliche Arbeiten, die mit der Erfüllung der 
Empfehlungen und Beschlüsse der Ratstagung 
verbunden sind. Darüber hinaus kontrolliert es die 
Erfüllung der von den einzelnen Ländern über­
nommenen Verpflichtungen. Auch für die Leitung 
und Überwachung der Tätigkeit der Ständigen 
Kommissionen und des Sekretariats ist das Exe­
kutivkomitee verantwortlich.

Zu den Organen des RGW -  als quasi verlängerte 
Arme des Exekutivkomitees — sind auch die erst 
1972 gegründeten Komitees (Komitee für die Zu­
sammenarbeit auf dem Gebiet der Planungstätig­
keit und Komitee für wissenschaftlich-technische 
Zusammenarbeit) zu rechnen. Die bereits erwähn-

')  Zu den Institutioneilen Fragen vgi. u. a., Kammer für Außen­
handel der Deutschen Demokratischen Republik und andere Kam­
mern der RGW-Länder (Hrsg.), Außenwlrtschaftsinfoi-mationen 
über die sozialistischen Länder, Aiigemeinär Teil, Berlin-Ost 
1971, s. 29 ff. vgl. auch; o. V. Welche Organe und Institutionen 
gehören zum RGW und wie arbeiten sie?, in : Die Wirtschaft, 
27. Jg. (1972), Nr. 17, S. 22.

ten Ständigen Kommissionen gliedern sich einmal 
nach Wirtschaftssektoren (Elektroenergie, Maschi­
nenbau usw.), zum anderen nach übergeordneten 
Funktionen und Bereichen (Außenhandel, Trans­
port, Valuta- und Finanzfragen usw.).

Die Arbeit dieser paritätisch besetzten Organe 
dürfte durch das durchgehend angewandte Prinzip 
der Einstimmigkeit nicht gerade erleichtert wer­
den. Der Funktionsfähigkeit kommt es zugute, daß 
das Paritätsprinzip mit dem Grundsatz der Inter­
essiertheit verbunden ist, d. h. im konkreten Fall 
wird nur die Einstimmigkeit der interessierten Län­
der erforderlich. Nicht interessierte Länder kön­
nen also Beschlüsse der interessierten Staaten 
nicht verhindern.

Nationalstaatliche Interessen

Das Sekretariat des RGW ist ein ausgesprochener 
Arbeitsapparat. Fachleute aus Wirtschaft und Wis­
senschaft aller Mitgliedsländer erarbeiten hier 
hauptberuflich Analysen und Prognosen und be­
reiten die Tagungen der paritätischen Organe vor. 
Im Gegensatz zu den paritätischen Organen hat 
das Sekretariat nicht das Recht, den Mitgliedslän­
dern Empfehlungen zu geben, wohl aber kann es 
den anderen Organen Vorschläge unterbreiten.

Die für die Tätigkeit der RGW-Organe geltenden 
Grundsätze -  paritätische Besetzung der Organe, 
Erklärung der Interessiertheit, einstimmige Be­
schlußfassung und das Erfordernis der Bestäti­
gung der RGW-Beschlüsse durch die nationalen 
Organe der Mitgliedsländer -  gewährleisten die 
Einhaltung der oben genannten Prinzipien. Die 
Ziele sowie die Organisations- und Entschei­
dungsstruktur des RGW sind also eindeutig von 
nationalstaatlichen Interessen geprägt. Unter den 
gegebenen Umständen werden Integrationsfort­
schritte immer nur bei der entsprechenden Bereit­
schaft sämtlicher Mitgliedsländer möglich sein.

Zur Realisierung abgegrenzter gemeinsamer Auf­
gaben haben jeweils mehrere interessierte RGW-. 
Länder internationale Organisationen gegründet, 
die nicht RGW-Organe darstellen. Derartige der 
eigenen Volkswirtschaft und der Zusammenarbeit 
dienenden Einrichtungen sind z. B. der gemein­
same Güterwagenpark, die gemeinsame Dispat­
cherverwaltung der vereinigten Energiesysteme, 
die Organisation für die Zusammenarbeit in der 
Schwarzmetailurgie „Intermetall“ usw. Zwischen 
diesen Organisationen und dem RGW bestehen 
spezielle Abkommen, um jede mögliche Koordi­
nierung sicherzustellen. Als selbständige Einrich­
tungen aller RGW-Länder fungieren die Internatio­
nale Bank für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
(IBWZ) und die Internationale Investitionsbank 
(NB).
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Daß unter den gültigen Prinzipien die Schaffung 
von Institutionen allein die Integration im eigent­
lichen Sinne kaum oder gar nicht voranbringt, so­
lange nicht alle Mitgliedsländer wirklich integra­
tionsfördernd mitarbeiten, zeigt z. B. die geringe 
Integrationswirkung der Einrichtung der Ständi­
gen Kommissionen 1956 und in den folgenden 
Jahren. Faddejew urteilt jedoch anders: „Von gro­
ßer Bedeutung für die weitere Entwicklung der 
Zusammenarbeit der RGW-Länder war . .  . die VII. 
Tagung des RGW (Mai 1956), auf der Fragen der 
Abstimmung der Entwicklungspläne miteinander 
verbundener Zweige der Volkswirtschaft in den 
Ländern der Gemeinschaft geprüft wurden. Aus­
gehend von dem Bedürfnis, die Entwicklungspläne 
verschiedener Volkswirtschaftszweige der RGW- 
Länder systematisch zu koordinieren, faßte die Ta­
gung den Beschluß, Ständige Kommissionen für 
ökonomisch© und wissenschaftlich-technische Zu­
sammenarbeit in den Bereichen Außenhandel, 
Elektroenergie, Maschinenbau . . .  zu schaffen. 
Dieser Beschluß spielte eine wichtige Rolle bei 
der weiteren Entwicklung der Wirtschaftsbeziehun­
gen zwischen den RGW-Ländern und bei der Or­
ganisierung der direkten mehrseitigen Zusammen­
arbeit in verschiedenen Zweigen“ ®).

Was für die organisatorische Gestaltung im RGW 
galt und gilt, besitzt selbstverständlich auch bei 
den angewandten Methoden der Integration Gül­
tigkeit ‘). Die sozialistische nationale Souveränität 
darf durch die Methoden der Integration nicht ver­
letzt werden, d. h. die nationale Planungs- und 
Leitungshoheit muß voll aufrechterhalten werden 
können. Dieser Bedingung gehorchten und gehor­
chen sämtliche Integrationsansätze — einschließ­
lich der im Komplexprogramm von 1971 vorgese­
henen Methoden. Daß sich die Methoden der Zu­
sammenarbeit und Integration in 25 Jahren im 
Grunde nur unbefriedigend entwickelt haben, wird 
-  wenn auch nur indirekt — auch vom Sekretär 
des RGW, Faddejew, eingestanden, wenn er 
schreibt: „Während des Bestehens des RGW wur­
den die Formen und die Methoden der Zusam­
menarbeit der sozialistischen Bruderländer ver­
vollkommnet und erhielten einige neue Züge“ O-

Langfristige Handeisabl(ommen

Zunächst bestand die Hauptaufgabe in der Um­
orientierung der Außenhandelsströme der soziali­
stischen Länder, d. h. Abkehr von den kapitalisti­
schen Staaten und verstärkte Hinwendung zur 
UdSSR sowie Entwicklung der Außenwirtschafts­
beziehungen zwischen den RGW-Mitgliedsländern.
*) Nikolai F a d d e j e w .  a.a.O.. S. 13 f.
4) Zum folgenden vgi. u. a. Heinrich M a c h o w s i t i :  Der 
„Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe“ (RGW) in der Dbergangs- 
phase, in: DiW-Wochenbericht, 38. Jg. (1971), Nr. 40, S. 284 ff.; 
Peter K n i r s c h :  Bemühungen um eine Wirtschaftsintegration 
in Osteuropa, in: Europa-Archiv, 27. Jg. (1972), Nr. 1. S 28 ff.
') Nilioiai F a d d e j e w ,  a.a.O.. S. 12.

Es entsprach der besonderen Ausgestaltung der 
Wirtschaftssysteme der RGW-Mitglieder, daß man 
auf der II. Ratstagung beschloß, den Handel auf 
der Basis langfristiger Handelsabkommen abzu­
wickeln. Auf diese Weise sollten auch die Außen­
wirtschaftstransaktionen als planbare Größe in die 
nationalen Volkswirtschaftspläne einbezogen wer­
den.

irreführend ist die für diese Handelsabkommen in 
Osteuropa auch verwandte Umschreibung, daß es 
sich hierbei um eine Koordinierung der Pläne für 
die Entwicklung der Volkswirtschaft der Mitglieds­
länder handele®). Die wissenschaftlich-technische 
Zusammenarbeit wurde gefördert, indem man den 
unentgeltlichen Austausch von technischen Doku­
mentationen, Projektierungsunterlagen, Wissen­
schaftlern usw. ebenfalls auf der II. Ratstagung 
vereinbarte. Nicht zuletzt, weil die Vorteile dieses 
Austausches sehr einseitig zugunsten weniger 
Länder ausfielen, werden heute Lizenzen usw. — 
wie andere Waren auch -  den Beziehern in Rech­
nung gestellt.

Zusammenarbeit in der Produiction

Bereits auf der IV. Ratstagung im März 1954 wur­
de eine Zusammenarbeit in der Produktion disku­
tiert. Die Förderung von Maßnahmen zur gegen­
seitigen Abstimmung der Volkswirtschaftspläne 
und zur Spezialisierung und Kooperation der Pro­
duktion wurde zur Hauptaufgabe erklärt. Auch die 
folgenden Ratstagungen widmeten sich diesen 
Fragen. Seit 1956 fanden die Bemühungen um 
eine Abstimmung der Entwicklungspläne einzelner 
Wirtschaftszweige in organisatorischen Maßnah­
men ihren Niederschlag: man gründete bis heute 
22 sogenannte Ständige Kommissionen. Aufgrund 
dieser Bemühungen um verstärkte Abstimmung 
auch im sektoralen Bereich wurde die Aufmerk­
samkeit besonders intensiv auf Rohstoff- und 
Energie- sowie Maschinenbaufragen gelenkt.

Insgesamt kann festgestellt werden, daß die Ar­
beit der RGW-Organe bis zum Ende der 60er Jah­
re im Grunde durchgehend der Vertiefung der Zu­
sammenarbeit bei der Koordinierung der Volks­
wirtschaftspläne, die 1962 zur Hauptaufgabe er­
klärt wurde, gegolten hat. Neue methodische An­
sätze zur Realisierung dieses alles in allem doch 
recht unbestimmten Zieles wurden dagegen nicht 
entwickelt. In der Praxis war Plankoordinierung 
wohl seiten mehr als eine Abstimmung der Wa­
rentransaktionen, die ihren Niederschlag in den 
fünfjährigen Handelsabkommen fand.

Bezeichnend und bestimmt kein Zufall ist es, daß 
erst in Verbindung mit dem Komplexprogramm 
neben dem Begriff der Zusammenarbeit das Wort 
ökonomische Integration in die Diskussion Ein­
•) Vgi. ebenda S. 13.
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gang gefunden hat. Der Beschluß zur Ausarbei­
tung (1969) und die Vorlage (1971) des Komplex­
programms stellen im Grunde das Eingeständnis 
dar, daß die bisherigen Lösungsansätze zur Ver­
tiefung der Zusammenarbeit zwischen den Volks­
wirtschaften der Mitgliedsländer unbefriedigend 
gewesen sind. Künftig wird dieses Dokument, in 
dem Ziele, Methoden, Bereiche und Zeiträume für 
die Zusammenarbeit erstmalig so konkret genannt 
werden, den Maßstab bilden, an dem die effektive 
Entwicklung zu messen sein wird.

Verpflichtung zur Konsultation

Mit der weiteren Förderung des gegenseitigen 
Warenaustausches und mit der zur Hauptaufgabe 
erklärten Koordinierung der (Perspektiv- und Fünf- 
jahr-) Pläne wird in absehbarer Zukunft ebenso­
wenig die Herstellung binnenmarktähnlicher Ver­
hältnisse im RGW beabsichtigt wie mit der Ent­
wicklung der Finanz- und Währungsbeziehungen. 
Das Komplexprogramm basiert — insgesamt wie 
auch in seinen Tellen — wie bisher bei sämtlichen 
Aktivitäten im RGW auf den bereits genannten 
Prinzipien der staatlichen Souveränität, der Nicht­
einmischung, Gleichberechtigung usw. Das Recht 
auf nationale Planung, das Außenhandelsmonopol 
und das Abschlußrecht von zwischenstaatlichen 
Verträgen wird durch die anvisierten Integrations­
bemühungen nicht berührt. Das Mittel der Planko­
ordinierung stellt keine eigentlich neue Methode 
zur Vertiefung der Zusammenarbeit dar. Be­
schränkte sie sich in den vergangenen Jahren im 
wesentlichen auf den Warenverkehr, so wird sie 
künftig stärker qualitative Aspekte zu berücksich­
tigen haben, d. h. die Entwicklung der Strukturen, 
der Wissenschaft und der Technik. Außerdem wird 
im Rahmen der Plankoordinierung im industriellen 
Bereich die Spezialisierung und Kooperation in­
tensiv zu entwickeln sein.

Als neue Formen der wirtschaftlichen Zusammen­
arbeit im RGW sieht das Komplexprogramm vor, 
daß künftig die Planung einzelner Industriezweige 
und Produktionsarten gemeinsam erfolgen soll 
und daß sich die einzelnen RGW-Mitglieder in al­
len wesentlichen Fragen der Wirtschaftspolitik zur 
gegenseitigen Konsultation verpflichten. Es bleibt 
abzuwarten, wie intensiv von diesen Formen der 
Zusammenarbeit Gebrauch gemacht werden wird. 
Denn bei der zuerst genannten Methode werden 
die grundlegenden Prinzipien der RGW-Zusam- 
menarbeit dadurch besonders betont, daß nur die 
interessierten Länder gemeinsam planen sollen, 
die innere Planung jedes Landes erhalten bleiben 
soll und die dabei entstehenden Produktionsanla­
gen nationalstaatliches Eigentum bleiben. Die An­
reize zu derartigen Planungen erscheinen gering. 
Obwohl die Konsultation kurzfristig nur ein locke­
res Integrationsinstrument darstellt, könnte sie je­

doch gewisse Chancen eröffnen, indem vor allem 
auch Ziele und Methoden der Wirtschaftsreformen 
zwischen den einzelnen Ländern diskutiert wer­
den, um gewisse Integrationsbarrieren durcäi ex­
treme zwischenstaatliche Systemdifferenzierungen 
gar nicht erst weiter entstehen zu lassen.

Vage Erfolgsaussichten

Eines der Hauptprobleme im Handel zwischen den 
Mitgliedsländern ist nach 25 Jahren Zusammen­
arbeit im RGW nach wie vor die Preis- und Wäh­
rungsfrage. Auch gegenwärtig werden aufgrund 
eines fehlenden Preissystems für den Intrablock­
handel, das aus den Binnenpreisen- und Kosten­
strukturen der Mitgliedsländer abgeleitet ist, sämt­
liche Transaktionen zwischen den RGW-Ländern 
im Grunde bilateral abgewickelt, und zwar unter 
Anwendung von Preisen, die sich an den Welt­
marktpreisen -  bereinigt um konjunkturelle Ein­
flüsse — orientieren. Verrechnungseinheit ist der 
transferable Rubel; durchgeführt wird die Verrech­
nung von der IBWZ in Moskau.

Da die angewandte Preisbildungsmethode lang­
fristig der sozialistischen ökonomischen Integra­
tion nicht gerade förderlich sein kann, weil sie die 
Volkswirtschaften mehr trennt als verbindet, sind 
im Komplexprogramm von 1971 diverse Anstren­
gungen vorgesehen, um eines Tages zu einer kol­
lektiven Währung und zu ökonomisch begründe­
ten und gegenseitig abgestimmten Kursen bzw. 
Koeffizienten der nationalen Währungen derRGW- 
Mitgliedsländer zu kommen. Eine der wichtigsten 
dabei zu erfüllenden Voraussetzungen dürfte die 
Vervollkommnung des Außenhandelspreissystems 
sein. Die Vorstellungen über die Wege, die zur 
Lösung der Preisprobiematik im RGW zu beschrei­
ten sind, sowie die wahrscheinlich erzielbaren Er­
folge, sind aus westlicher Sicht jedoch auch wei­
terhin nur als vage zu bezeichnen.

Die Begeisterung zum Zeitpunkt der Annahme des 
Komplexprogramms ist dem Arbeitsalltag gewi­
chen. Heute ist es noch ziemlich unklar, inwie­
weit die entweder den eingesetzten Kommissio­
nen und/oder den einzelnen Ländern erteilten 
Aufträge, gewisse Teilprobleme zu analysieren, in­
zwischen — unter Einhaltung des fixierten Zeitpla­
nes — einer Lösung näher gekommen sind. Ge­
wisse Anzeichen deuten auf Schwierigkeiten bei 
der Realisierung dieses komplexen Integrations­
programms hin. Vielleicht nicht zuletzt wegen die­
ser Probleme suchen die jeweils an einzelnen Ob­
jekten interessierten Länder verstärkt Zuflucht zu 
Integrationslösungen in kleinen Schritten. Hierauf 
deuten die offensichtlich zunehmenden Aktivitäten 
in den (zum Teil neu gegründeten) Sonderorgani­
sationen und den internationaien Wirtschaftsorga­
nisationen der RGW-Länder hin.
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